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Bekanntmachung des Entwurfs der Haushaltssatzung der Stadt Wesseling für das 
Haushaltsjahr 2011 
 
 
1. Haushaltssatzung der Stadt Wesseling für das Haushaltsjahr 2011 
 
Aufgrund des §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Transparenzgesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S.950), hat der Rat der Stadt Wesseling 
mit Beschluss vom __.__.____ folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 
§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt 
voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden 
Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 

 
 

- im Ergebnisplan mit 
 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 67.590.700 EURO
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 
 

71.642.200 EURO

- im Finanzplan mit 
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf 65.519.100 EURO
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf 
 

66.099.200 EURO

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit und 
der Finanzierungstätigkeit auf 

 
5.506.600 EURO

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit und 
der Finanzierungstätigkeit auf 

 
6.046.600 EURO

festgesetzt. 
 
 
§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
 
 
§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen 
in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 1.916.000 EURO festgesetzt. 
 
 
§ 4 



 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans wird auf 4.051.500 
EURO festgesetzt. 
 
 
§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur rechtzeitigen Liquiditätssicherung in Anspruch genommen 
werden dürfen, wird auf 10.000.000 EURO festgesetzt. 
 
 
§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2011 wie folgt festgesetzt: 
 
1.    Grundsteuer 
1.1  für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) auf 210 v. H. 
1.2  für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 420 v. H. 
 
2.    Gewerbesteuer auf 440 v. H. 
 
 
§ 7 
 
1. Alle Erträge und Aufwendungen sowie alle Einzahlungen und Auszahlungen für Investitionen, die 
den einzelnen Bereichen der Stadtverwaltung für ihren Aufgabenbereich zur eigenverantwortlichen 
Bewirtschaftung übertragen sind, werden jeweils gemäß § 21 Absatz 1 der Gemeindehaus-
haltsverordnung (GemHVO) zu Budgets verbunden. Die Einrichtungen, die in der Regel aus Entgelten 
finanziert werden (kostenrechnende Einrichtungen), stellen Sonderbudgets innerhalb der 
Bereichsbudgets dar. Unabhängig von ihrer Zuordnung zu den Bereichsbudgets werden alle 
Personalaufwendungen und alle Ansätze für Abschreibungen zu je einem Budget verbunden.  
 
In den Budgets ist die Summe der Erträge und Aufwendungen bzw. Einzahlungen und Auszahlungen 
verbindlich (§ 21 Absatz 1 Satz 2 GemHVO). Die gegenseitige Deckungsfähigkeit von 
Haushaltsansätzen in den Budgets unterliegt folgenden Einschränkungen: 

 
- Eine Inanspruchnahme von Haushaltsansätzen für investive Auszahlungen zugunsten von Ansätzen 
für Aufwendungen ist nicht zulässig. 
 
- Ansätze für nicht auszahlungswirksame Aufwendungen (z.B. Abschreibungen) können nicht zur 
Deckung von auszahlungswirksamen Aufwendungen eingesetzt werden. 
 
- Haushaltsansätze für Leistungen ohne rechtliche Verpflichtung können nicht zu Lasten von Ansätzen 
für Pflichtaufgaben erhöht werden. 
 
- Bei Sonderbudgets (kostenrechnende Einrichtungen) wird die gegenseitige Deckungsfähigkeit auf 
die Ansätze des Sonderbudgets beschränkt. 
 
- Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungsfähigkeit ist der Teil der Ermächtigung für 
Aufwendungen oder Auszahlungen, der auf zweckgebundenen Erträgen bzw. Einzahlungen beruht. 

 
Die Entscheidung über die Inanspruchnahme der gegenseitigen Deckungsfähigkeit trifft der für den 
Bereich zuständige Wahlbeamte, im Übrigen und bei Auszahlungen für Investitionen der Kämmerer. 
Die Wahlbeamten können ihre Befugnis auf die ihnen zugeordneten Verwaltungsdirektoren 
übertragen. 
 
 
2. Mehrerträge und Mehreinzahlungen in den einzelnen Budgets berechtigen zu Mehraufwendungen 
und Mehrauszahlungen in diesen Budgets (unechte Deckungsfähigkeit), und zwar mit folgenden 
Einschränkungen: 

 



- Mehrerträge oder Mehreinzahlungen in Sonderbudgets (kostenrechnenden Einrichtungen) dürfen 
nur für Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen des jeweiligen Sonderbudgets verwendet 
werden. 
 
- Zweckgebundene Mehrerträge oder Mehreinzahlungen dürfen nur für entsprechende 
Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen verwendet werden.  

 
Die Entscheidung über die Inanspruchnahme der unechten Deckungsfähigkeit trifft der für den Bereich 
zuständige Wahlbeamte, sofern die Mehrerträge auf die Auflösung oder Herabsetzung von 
Rückstellungen zurückgehen, der Kämmerer. Die Wahlbeamten können ihre Befugnis auf die ihnen 
zugeordneten Verwaltungsdirektoren übertragen. 

 
3. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sind erheblich im Sinne des § 83 
Abs. 2 GO NRW, wenn sie mehr als 25.000 EURO betragen; sie bedürfen der vorherigen Zustimmung 
des Rates. Dies gilt nicht bei Beträgen, die wirtschaftlich durchlaufend sind, und bei nicht 
auszahlungswirksamen Aufwendungen. Im Übrigen entscheidet gemäß § 83 GO NRW der Kämmerer.  
 
4. Als Wertgrenze für die Einzelveranschlagung von Investitionsmaßnahmen (§ 4 Absatz 4 und § 14 
Absatz 1 Satz 1 GemHVO) und für die Einzelveranschlagung von Verpflichtungsermächtigungen (§ 13 
Absatz 1 Satz 2 GemHVO) werden 5.000 EURO festgesetzt. Unabhängig von dieser Wertgrenze 
können die Einzelmaßnahmen für Inventarbeschaffungen in den einzelnen Teilfinanzplänen 
zusammengefasst werden. 
 
5. Es gilt eine allgemeine Stellenbesetzungssperre, nach der freie Stellen erst nach Ablauf von zwölf 
Monaten (wieder-)besetzt werden dürfen. Über Ausnahmen entscheidet der Verwaltungsvorstand. 
 
Die im Stellenplan ausgewiesenen Vermerke „künftig wegfallend“ (k.w.) oder „künftig umzuwandeln“ 
(k.u.) haben nachstehende Rechtsfolgen: 
 
- K.w.-Vermerk: Die Stelle entfällt nach dem Ausscheiden des Stelleninhabers oder mit der Erledigung 
der Aufgabe oder zu dem angegebenen Zeitpunkt. 
 
- K.u.-Vermerk: Die von einem Vermerk betroffenen Stellen sind nach dem Ausscheiden des 
Stelleninhabers in eine Planstelle der angegebenen Besoldungs- oder Entgeltgruppe umzuwandeln. 
Fehlt bei einer mit einem k.u.-Vermerk versehenen Stelle die Angabe der Besoldungs- oder 
Entgeltgruppe, ist nach dem Ausscheiden des Stelleninhabers eine Neubewertung vorzunehmen. 
 
 
2. Bekanntmachung des Entwurfs der Haushaltssatzung der Stadt Wesseling 
 
Der vorstehende Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2011 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt im 
neuen Rathaus, 5. Obergeschoss, Zimmer 518, zu jedermanns Einsicht aus und wird während der 
Dauer des Beratungsverfahrens im Rat zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. Er ist zudem unter der 
Adresse http://www.wesseling.de/verwaltung/haushalt/haushaltsentwurf2011.php im Internet abrufbar. 
Das Rathaus ist geöffnet montags, mittwochs, donnerstags von 07.30 bis 16.00 Uhr, dienstags von 
07.30 bis 18.00 Uhr und freitags von 07.30 bis 12.30 Uhr. 
 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner und Abgabepflichtige der Stadt Wesseling Einwendungen 
erheben. Diese sind schriftlich oder zur Niederschrift bis spätestens 28.02.2011 beim Bürgermeister 
der Stadt Wesseling, Alfons-Müller-Platz, 50389 Wesseling, geltend zu machen. 
 
Über Einwendungen beschließt der Rat der Stadt Wesseling in öffentlicher Sitzung. 
 
 
Wesseling, den 16. Dezember 2010 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
gez. Bernhard Hadel 



Erster Beigeordneter und Kämmerer 
 
 
Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Bewilligung 
 
Auf Veranlassung der Bezirksregierung Köln gebe ich folgendes bekannt: 
 
„Bekanntmachung der Bezirksregierung Köln 
54.1-1.1-(3.10)-1 
 
Der Wasserbeschaffungsverband Wesseling-Hersel, Brühler Str. 95, 50389 Wesseling, hat gemäß §§ 
8 ff. des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) sowie § 26 des Landeswassergesetzes (LWG) für die 
Wassergewinnungsanlage Wesseling-Urfeld die Erteilung einer wasserrechtlichen Bewilligung zur 
Entnahme von Grundwasser und Uferfiltrat in einer Menge bis zu 4.800.000 m³/a mittels sechs 
bestehender Brunnen, aufgeteilt auf vier Fassungen (I.1, I.2, II.1, II.2, III und IV), auf den 
Grundstücken Gemarkung Urfeld, Flur 18, Flurstücke 209 und 290 beantragt, um es als Trinkwasser 
und Brauchwasser im Versorgungsgebiet des Wasserbeschaffungsverbandes Wesseling-Hersel zu 
verwenden. 
 
Zur Zeit besteht eine bis zum 30.06.2011 befristete wasserrechtliche Erlaubnis für die Förderung von 
Grundwasser mittels der vier bestehenden Tiefbrunnen I, II, III und IV in einer Menge von bis zu 
4.800.000 m³/a.  
 
Der Antrag auf Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung und die dazugehörigen Pläne 
(Zeichnungen, Nachweisungen und Beschreibungen), aus denen sich Art und Umfang des Vorhabens 
des Unternehmens ergeben, liegen gemäß § 148 LWG i.V.m. § 73 Abs. 3 bis 5 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) NRW - in der zurzeit geltenden Fassung - einen Monat lang 
in den Gemeinden, in denen sich das Vorhaben voraussichtlich auswirkt, und zwar in der Zeit vom 
10.01.2011 bis einschließlich 09.02.2011 bei Stadt Wesseling, Fachbereich Stadtplanung, Neues 
Rathaus, Alfons-Müller-Platz, 50389 Wesseling, 3. Etage, Zimmer 313, 
während der Dienststunden  
Montag, Mittwoch, Donnerstag: 8:00 Uhr bis 16:00 Uhr, 
Dienstag 8:00 bis 18:00 Uhr, 
Freitag 8:00 bis 12:30 Uhr  
zur Einsichtnahme aus. 
 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei Wochen nach 
dem Ende der Auslegungsfrist, d.h. bis einschließlich 23.02.2011, schriftlich oder zur Niederschrift 
bei der Stadt Wesseling, Fachbereich Stadtplanung, Alfons-Müller-Platz, 50389 Wesseling oder bei 
der Bezirksregierung Köln, Zeughausstr. 2-10, 50667 Köln, Einwendungen erheben. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind gemäß § 73 Abs. 4 VwVfG NRW alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Die Erhebung einer 
fristgerechten Einwendung setzt voraus, dass aus der Einwendung zumindest der geltend gemachte 
Belang und die Art der Beeinträchtigung hervorgehen, die Einwendung unterschrieben und mit einem 
lesbaren Namen und Anschrift versehen ist. Einwendungen ohne diesen Mindestinhalt sind 
unbeachtlich. 
 
Soweit gegen das Vorhaben Einwendungen erhoben werden, die sich insbesondere auf 
Rechtsbeeinträchtigungen im Sinne des § 14 Abs. 3 u. 4 WHG beziehen und innerhalb der Frist des § 
73 Abs. 4 VwVfG NRW eingegangen sind, wird die Verfahrensbehörde über diese nach mündlicher 
Verhandlung, zu der die Beteiligten mit angemessener Frist geladen werden, entscheiden. Sind mehr 
als 50 Ladungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Die 
öffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, indem der Verhandlungstermin mindestens zwei 
Wochen vorher im Amtsblatt der Bezirksregierung Köln und außerdem in örtlichen Tageszeitungen, 
die in dem Bereich verbreitet sind, in dem sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird -unter 
Hinweis darauf, dass beim Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt und entschieden 
werden kann-, bekannt gemacht wird. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen 
sind. 
 



Die Einwendungen werden an den Antragssteller weitergegeben. Auf Verlangen der jeweiligen 
Einwender wird deren Namen und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit diese Angaben nicht zur 
Beurteilung des Inhalts der Einwendung erforderlich sind. 
 
Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen und die Teilnahme an der mündlichen 
Verhandlung entstehen, werden nicht erstattet. 
 
Köln, den 17.12.2010 
Im Auftrag 
 
gez. Vesper“ 
 
 
Wesseling, den 29.12.2010 
Der Bürgermeister 
In Vertretung  
 
gez. Michael Vogel 
Beigeordneter 
 
 
 
Widmung der Straße Auf dem Mühlenberg in Wesseling als städtische Straße für den 
öffentlichen Verkehr 
 
Der Rat der Stadt Wesseling hat in seiner Sitzung am 15.12.2010 beschlossen, die Straße Auf dem 
Mühlenberg in Wesseling als städtische Straße (Gemeindestraßen) gemäß § 6 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen – in der zur Zeit geltenden Fassung – (SGV NRW 
91) dem öffentlichen Verkehr zu widmen. 
 
Die Widmung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die Widmungsverfügung als Verwaltungsakt mit der Begründung und der Plan, aus dem die Lage der 
gewidmeten Fläche ersichtlich ist, können im Dezernat III – Rathaus, Zimmer 616 – während der 
allgemeinen Dienststunden (montags, mittwochs und donnerstags von 7.30 Uhr bis 16.00 Uhr, 
dienstags von 7.30 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags von 7.30 Uhr bis 12.30 Uhr) eingesehen werden. 
 
Gegen die Widmungsverfügung können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe vor dem 
Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle Klage erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben und die angefochtene 
Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, wird 
dessen Verschulden Ihnen angerechnet. 
 
 
Wesseling, den 22.12.2010 
Der Bürgermeister 
 
gez. Hans-Peter Haupt 
 
 
 
 
26. Ergänzungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der 
Stadt Wesseling (Auf dem Mühlenberg) 
 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) in Verbindung 
mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (SGV NW 2023) 



und Artikel 1 Ziffer 5. des Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung vom 9. Oktober 
2007 (GV.NRW. 2007 S. 380) – in den jeweiligen Fassungen – und aufgrund des § 8 der Satzung 
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der Stadt Wesseling vom 9. Mai 1988 (Abl. Stadt 
Wesseling S. 159), hat der Rat der Stadt Wesseling am 15. Dezember 2010 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Anbaustraße „Auf dem Mühlenberg“ – vom Mühlenweg nördlich abzweigende und geradlinig (bis 
zur Zufahrt zum Betriebshof) verlaufende Teillänge der Straße Auf dem Mühlenberg – in Wesseling ist 
abweichend von § 8 Abs. 1 Buchst. b) der Erschließungsbeitragssatzung auch ohne den auf der 
westlichen Straßenseite fehlenden Gehweg endgültig hergestellt. 
 

§ 2 
 
Die von der in § 1 genannten Anbaustraße östlich abzweigende und im weiteren Verlauf rechtwinklig 
nach Norden (in Richtung Friedhofsgelände) verlaufende weitere Anbaustraße „Auf dem Mühlenberg“ 
– Restlänge der Straße „Auf dem Mühlenberg“ – in Wesseling ist abweichend von § 8 Abs. 1 Buchst. 
b) der Erschließungsbeitragssatzung auch ohne Gehwege endgültig hergestellt. 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Wesseling in Kraft. 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Wesseling, den 16. Dezember 2010 
Der Bürgermeister 
 
gez. Hans-Peter Haupt 
 
 


